
WIR IN BERLIN
INFORMATIONEN DER THÜRINGER SPD-ABGEORDNETEN IM DEUTSCHEN BUNDESTAG

Für Thüringen in Berlin: die Bundestagsabgeordneten Carsten Schneider, 
Iris Gleicke und Steffen-Claudio Lemme (von links).

IN DIESER AUSGABE: MINDESTLOHN PER GESETZ, BEZAHLBARES WOHNEN,  
UNTERSTÜTZUNG FÜR ALLEINERZIEHENDE



Mindestlohn gilt in Deutschland
Ostdeutsche Beschäftigte spüren Lohnanstieg besonders

Seit es den gesetzlichen Mindestlohn gibt, haben rund 200.000 
Thüringerinnen und Thüringer jeden Monat mehr Geld im 
Portemonnaie. In ganz Deutschland werden seit Jahresbeginn 
rund 3,7 Millionen Menschen besser entlohnt. Viele von ihnen 
mussten vorher ergänzendes Arbeitslosengeld II beantragen, 
weil ihr Einkommen nicht zum Leben reichte. Der Staat stützte 
Löhne und am Ende profitierten die Unternehmen, weil ihre Ge-
winne dadurch stiegen. Generell lässt sich feststellen: Vor allem 
in Ostdeutschland bekommen Beschäftigte nun ein deutlich 
höheres Gehalt. In einigen Brachen legten die Löhne um mehr 
als 10 Prozent zu. Der Anstieg des allgemeinen Lohnniveaus war 
im Osten sechsmal höher als im Bundesdurchschnitt.

Der Mindestlohn, dessen positive wirtschaftliche Effekte viel-
fältig sind, beugt nicht zuletzt Fehlentwicklungen vor. Ehrliche 
Unternehmen werden vor einem Unterbietungswettbewerb mit 
unfairen Geschäftsmodellen geschützt, unter denen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer leiden und mit Billiglöhnen 
ausbeutet werden. Der Mindestlohn sorgt für einen gerechten 
Wettbewerb. Lange Zeit hat die SPD gemeinsam mit den Ge-
werkschaften für diesen historischen Wandel in der Lohnpolitik 
gekämpft. Was lange währt, wird endlich gut.

Als wollte die CDU die Realität nicht wahrhaben, hält ihre Kritik 
am Mindestlohn an. Ein Großteil ihres Widerstandes richtet 
sich gegen die Pflicht, den Beginn, die Dauer und das Ende 
der Arbeitszeit zu dokumentieren. Dabei unterstellt sie, dass 
es sich dabei um eine völlig neue Regelung handele, mit der 
sich ein enormer bürokratischer Mehraufwand verbinde, der 
manche Unternehmen vor unlösbare Herausforderungen stelle. 
Aber erstens ist der Aufwand überschaubar und zweitens gab 
es nach dem Schwarzarbeiterbekämpfungsgesetz in vielen 
Branchen bereits in der Vergangenheit Aufzeichnungspflichten. 
Davon wollen die Kritiker jedoch nichts wissen. Genauso wenig 
interessiert sie, dass in unzähligen Betrieben die Zeiten schon 
vor der Einführung des Mindestlohnes elektronisch erfasst 
wurden. Wo dies nicht passiert, reicht auch die handschriftli-
che Aufzeichnung mittels einer einfachen Tabelle. Es ist sogar 
möglich, dass dies jeder Arbeitnehmer selbständig erledigt 
und in regelmäßigen Abständen gegenzeichnen lässt. Wo ist 
also das Problem?

Die SPD ist bereit, über notwendige Klarstellungen zu verhan-
deln, wie sie dies etwa im Hinblick auf ehrenamtliche Tätigkei-
ten getan hat. Aber eine Aushöhlung des Mindestlohngesetzes 
wird es mit uns nicht geben. Es sind gerade die Aufzeichnungs-
pflichten, die für die Durchsetzung des Mindestlohnes und das 
Verfolgen von Verstößen wichtig sind. Sie bilden die Grundlage 
für die wirksame Kontrolle durch den Zoll, dessen Personal 
noch weiter aufgestockt wird.
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INFOS ZUM MINDESTLOHN
8,50 pro Stunde – Das ist der gesetzliche Mindestlohn, der 
seit Jahresbeginn für volljährige Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer in Deutschland gilt. Bis Ende 2017 gilt eine 
Übergangsfrist, in der tarifliche Abweichungen möglich 
sind. Darüber hinaus wurde für Zeitungszustellerinnen und 
Zeitungszusteller eine Übergangsregelung vereinbart: Ab 
1.1.2017 erhalten auch sie den Mindestlohn. Außerdem 
können Arbeitgeber bei Beschäftigten, die zuvor über ein 
Jahr arbeitslos waren, in den ersten sechs Monaten vom 
Mindestlohn abweichen. Ob Langzeitarbeitslose so leichter 
einen Job finden, soll zum 1.1.2016 überprüft werden.

Nicht unter die Mindestlohn-Regelung fallen Jugendliche 
ohne Berufsabschluss, Auszubildende, ehrenamtlich Tätige 
sowie alle, die im Studium oder in der Ausbildung ein Prakti-
kum bis zu drei Monaten absolvieren. Nur wenn man im Stu-
dium oder in der Ausbildung ein Praktikum von weniger als 
drei Monaten absolviert, greift der gesetzliche Mindestlohn 
nicht. Für alle anderen Praktikanten ohne Abschluss gilt: 
mindestens 8,50 Euro pro Stunde ab dem vierten Monat. 
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Wohnen muss bezahlbar bleiben
Reformen zugunsten von Mieterinnen und Mietern beschlossen

Bezahlbare Mieten gehören für mich zum Kern 
sozialdemokratischer Politik. Die Entwicklungen 
bei den Einkommen halten vielerorts nicht mehr 
Schritt mit den steigenden Mieten. Besonders 
einkommensschwache Haushalte finden immer 
schwerer eine bezahlbare Wohnung. Überfällig 
war es deshalb, mit Reformen des Wohngeldes 
und des Mietrechts zu reagieren.

Ab 1. Januar 2016 erhalten Mieterinnen und 
Mieter mit geringen Einkommen ein höheres 
Wohngeld. Ende 2013 erhielten rund 25.000 
Thüringer durchschnittlich 94 Euro Wohngeld. 
Dieser Betrag steigt auf rund 130 Euro im 
Monat. 

Die Erhöhung wird auch dazu führen, dass viele 
Geringverdiener nicht mehr mit Arbeitslosen-
geld II aufstocken müssen. Wenn ihr Einkommen 
bisher nicht für den Lebensunterhalt reicht, ist 
die Miete häufig der entscheidende Kostenfaktor. Viele Betrof-
fene werden in Zukunft aus dem ALG-II-Bezug herauskommen. 
Außerdem, als positiver Nebeneffekt, werden die kommunalen 
Haushalte finanziell entlastet.

Auch durch die Umsetzung der Mietpreisbremse wird sich die 
Wohnungssituation in Thüringen entspannen. Vor allem in Er-

furt, Weimar und Jena lässt sich seit Jahren eine schleichende 
soziale Spaltung auf dem Wohnungsmarkt mit Mieterhöhungen 
von bis zu 30 Prozent beobachten. Damit Mieten auch für Nor-
malverdiener bezahlbar bleiben, dürfen sie beim Abschluss 
eines Neuvertrages höchstens 10 Prozent über der ortsüblichen 
Vergleichsmiete liegen. Wohnungen sind schließlich nicht ir-
gendeine Ware, sondern das Zuhause von Menschen. 
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Hilfen für Alleinerziehende
Familienpolitik muss allen gerecht werden

Alleinerziehende haben es vergleichsweise schwer in Deutsch-
land und führen ein Dasein abseits der großen familienpoliti-
schen Debatten. Die jüngste Vergangenheit liefert dafür ein 
gutes Beispiel. Schnell bestand Einigkeit darin, das Kindergeld 
minimal um 6 Euro innerhalb von zwei Jahren zu erhöhen. 
Anders als die steuerliche Anpassung des Existenzminimums 
ist diese Erhöhung verfassungsrechtlich nicht erforderlich; 
dennoch werden beide Maßnahmen miteinander verknüpft.
 
Im Gegensatz zu dieser schnellen Übereinkunft konnte SPD-
Familienministerin Manuela Schwesig nur nach langer Blocka-
dehaltung des konservativen Koalitionspartners durchsetzen, 
dass der steuerliche Freibetrag für Alleinerziehende erstmals 
seit über zehn Jahren erhöht wurde – und dies deutlich um 
spürbare 600 Euro im Jahr.

 Alleinerziehende Mütter und Väter leisten enorm viel, müssen 
dabei im Schnitt mit einem deutlich geringeren Haushaltsein-
kommen auskommen als Paarfamilien und sind überpropor-
tional von Armut betroffen. Hierzulande gibt es immer mehr 
Alleinerziehende. In 1,6 Millionen Haushalten, das sind rund 
20 Prozent aller Familien, leben inzwischen Mutter oder Vater 
allein mit ihren Kindern. In Thüringen gab es Ende 2014 rund 
82.000 alleinerziehende Elternteile.
 
Der höhere Freibetrag ist längst fällig und hilft denen, die es 
am nötigsten haben. Steuerbegünstigungen sind natürlich 
nur ein Baustein, um Alleinerziehende zu unterstützen. Dazu 
gehören auch Arbeitszeiten, die sich mit der persönlichen Si-
tuation in Einklang bringen lassen. Trotzdem ist die finanzielle 
Entlastung ein Schritt zu einer gerechteren Familienpolitik.

Carsten Schneider, SPD-Bundestagsabgeordneter für Erfurt,  
Weimar und das Grammetal



Konkrete Hilfe vor Ort – Die Büros der SPD-Bundestagsabgeordneten

IRIS GLEICKE   www.iris-gleicke.de

Wahlkreis: Suhl – Schmalkalden-Meiningen – Hildburghausen 
Betreuungswahlkreise: Eisenach – Wartburgkreis – Unstrut-Hainich-
Kreis II, Gotha – Ilmkreis und Kreis Sonneberg 

Büro Suhl (Heidrun Sachse): 
Würzburger Straße 3, 98529 Suhl 
Telefon:  (03681) 30 38 59
E-Mail: iris.gleicke.wk@bundestag.de

Büro Schmalkalden (Dieter Schmidtke):
Weidebrunner Gasse 8, 98574 Schmalkalden
Telefon:  (03683) 46 78 30
E-Mail: iris.gleicke.wk02@bundestag.de

STEFFEN-CLAUDIO LEMME   www.steffen-lemme.de

Wahlkreis: Kyffhäuserkreis – Sömmerda – Weimarer Land I
Betreuungswahlkreise: Eichsfeld – Nordhausen – Unstrut-Hainich-
Kreis I, Kreis Saalfeld-Rudolstadt und Saale-Orla-Kreis

Büro Sömmerda (Heike Hopfe-Arnold):
Weißenseer Straße 27, 99610 Sömmerda 
Telefon:  (03634) 31 71 61   
E-Mail: steffen-claudio.lemme.wk@bundestag.de

Büro Sondershausen (Jörg Esser):
Hauptstraße 7, 99706 Sondershausen
Telefon:  (03632) 54 28 99
E-Mail: steffen-claudio.lemme.wk02@bundestag.de

Büro Apolda (Daniel Gross):
Goerdelerstraße 14, 99510 Apolda
Telefon:  (03644) 51 44 35
E-Mail: steffen-claudio.lemme.wk03@bundestag.de

CARSTEN SCHNEIDER   www.carsten-schneider.de

Wahlkreis: Erfurt – Weimar – Weimarer Land II
Betreuungswahlkreise: Gera – Jena – Saale-Holzland-Kreis  
und Greiz – Altenburger Land

Büro Erfurt (Brita Schweitzberger, Frank Schönemann):
Andreasstraße 25 a, 99084 Erfurt 
Telefon:  (0361) 2 66 68 15
E-Mail: carsten.schneider.wk@bundestag.de

Büro Weimar (Sven Steinbrück, Peer Bosse):
Graben 11, 99423 Weimar
Telefon:  (03643) 7 73 70 00
E-Mail: carsten.schneider.wk02@bundestag.de

Investitionen in Verkehrsprojekte
Zusätzliche Verkehrsinvestitionen fließen auch nach Thüringen, 
unter anderem für den Bau der Ortsumfahrungen Mackenrode, 
Rothenstein und Zeutsch. Außerdem wird der Ausbau der B 
247 zwischen Bad Langensalza und dem Anschluss an die A 38 
im Rahmen einer „öffentlich-privaten Partnerschaft“ geplant. 
Dazu gehören etwa die Ortsumfahrungen von Großengottern, 
Mühlhausen und Kallmerode. Für das Vorhaben wird derzeit 
die Wirtschaftlichkeit aus Bundessicht geprüft.

Nationale Projekte des Städtebaus
Im Jahr 2014 hat der Bund das neue Programm „Nationale 
Projekte des Städtebaus“ aufgelegt. In die erste Förderrunde 
wurden die Sicherung des Schiefen Turmes in Bad Frankenhau-
sen und die Freianlagengestaltung vor der Bauhaus-Universität 
in Weimar aufgenommen. In diesem Jahr kamen das Gothaer 
Wohnviertel „Am Schmalen Rain“ und  das Goethe-Gymnasium 
Rutheneum in Gera hinzu. Für alle Projekte werden insgesamt 
rund 4,5 Millionen Euro Bundesmittel bereitgestellt.

Mehr BAföG für gleichere Chancen
Zum Wintersemester 2016/17 werden wir die Fördersätze und 
Freibeträge um je sieben Prozent anheben. In Thüringen pro-
fitieren rund 35.000 junge Erwachsene von der BAföG-Reform. 
Der Höchstsatz für Studierende, die nicht bei den Eltern woh-
nen, erhöht sich von 670 Euro um 9,7 Prozent auf 735 Euro 
monatlich. Bereits seit diesem Jahr trägt der Bund die Kosten 
für das BAföG allein und entlastet die Länder dauerhaft um 
1,17 Milliarden Euro jährlich. Für Thüringen bedeutet dies 28 
Millionen Euro mehr im Jahr, die das Land in Kitas, Schulen 
oder Hochschulen investieren kann.

Geld für Thüringer Denkmäler
Aus dem aktuellen Denkmalschutz-Sonderprogramm fördert 
der Bund auch Thüringer Denkmäler: die St. Wiperti Kirche 
Bilzingsleben mit 30.000 Euro, das Schloss Blankenhain mit 
100.000 Euro, die Kirchenruine des Klosters Gerode mit 96.000 
Euro, das Schloss Kannawurf mit 49.000 Euro und das Ensemble 
Bastille am Residenzschloss Weimar mit 150.000 Euro.

Nationales Naturerbe in Thüringen
Im Zuge einer dritten Tranche beabsichtigt der Bund ehemals 
militärisch genutzte Flächen in das Nationale Naturerbe auf-
zunehmen und unentgeltlich an das Land Thüringen zu über-
tragen. Sie wären künftig Erholungsgebiete für Besucher aus 
nah und fern. Dabei handelt es sich um Gebiete in Rüdigsdorf 
(98 ha), am Drosselberg in Erfurt (89 ha) und am Jägerberg, 
Voigtholz, (52 ha). Darüber hinaus sollen zwei Flächen an die 
Deutsche Bundesstiftung Umwelt gehen, eine am Forstberg 
in Mühlhausen (328 ha) und eine in Günthersleben (186 ha). IM
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